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Bericht
über'

die Verhandlungen
des

XV. Landtags des Großherzogthums Oldenburg.

Achte Sitzung.
Oldenburg , den 1. Februar 1867 . Morgens 11 Uhr.

Tagesordnung : 1) Bericht des Ausschusses für den Entwurf eines Civilstaatsdienergesetzes.
2) Ausschußbericht, betr. einen mit der freien Hansestadt Bremen abgeschlossenen Vertrag. den gemeinsamen

Telegraphen betreffend.
3) Ausschußbericht, betr. den Verkauf oder Umtausch isolirt gelegener oder in das Culturland vorspringender

Staatswaldparcclen im Fürstenthum Birkenfeld.
4) Zweite Lesung des Entwurfs eines Gesetzes für das Fürstenthum Lübeck, betr. die Verpflichtung zum

Tragen der Kosten mediänalpolizeilicherMaßregeln gegen die Verbreitung ansteckender Krankheiten.
5) Zweite Lesung des Entwurfs eines Gesetzes für das Fürstenthum Birkenfeld, betr. die Bestrafung des

Mißbrauchs des Viehsalzes und des gegen ermäßigte Preise zu gewerblichen Zwecken abgegebenen Salzes.
6) Zweite Lesung des Entwurfs eines Gesetzes für das Herzogthum Oldenburg, betr. Abänderung des Art.

8 A. 2 des Gesetzes vom 15. Aug. 1861, Einführung einer allgemeinen Stierköhrung im Herzogthum
Oldenburg betr.

7) Interpellation des Abg. v. Schrenck.
8) Wahl eines Ausschusses von neun Personen für die Eisenbahnvorlage.
9) Wahl eines Schriftführers.

10) Wahl eines Mitgliedes des Staatsgutsausschusses.

Vorsitzender : Präsident Lentz.

Am Ministertisch: Reg.-Commissair Mutzenbecher.
Vorsitzender : Es sei eingegangen:
1) eine Eingabe des Ccntralvorftandes der Oldenburgischen

Landwirthschaftsgesellschaft, betr. die Errichtung einer
Zwangsversichcrnng gegen etwaige Verluste an Vieh
durch die Rinderpest;

2) eine Petition ans Tettens im Jeverlande, betr. Chaussee¬
anlage voil Tettens bis zum Oldorfer Warf;

3) eill vertrauliches Schreiben der Staatsregierung, betr.
Uebereinkunft der Zollvereinsstaaten wegen Besteuerung
des Salzes;

4) ein vertrauliches Schreibeil der Staatsregierung, betr.
Bau einer Eisenbahn von Oldenburg nach Leer;

5) eine Petition aus Edewecht, betr. Theilbarkeit des
Grundbesitzes:

Berichte. XV. Landtag.

6) eine Petition des Gemeinderaths in Damme, betr. Ei¬
senbahnanlagen;

7) ein Schreiben der Staatsregierung, betr. Voranschlag
über den Betrieb der OldenburgischenEisenbahnen;

8) ein Schreiben der Staatsregierung, betr. die Organi¬
sation der Cisenbahnverwaltung;

9) ein selbstständiger Antrag, betr. Aenderung des Art.34
Z. 1 der Wegeordnung.

Dieser letzte Antrag ist genügend unterstützt.
Vorsitzender : Die unter 1 und 9 gedachten Eingänge

würden an den Verwaltungsausschuß, die unter 2 , 7 und 8
an den Finanzausschuß, der unter 3 an den Ausschuß für
Handel und Verkehr, die unter4 und 6 an den heute zu wäh¬
lenden Eisenbahnausschuß, der unter 5 an den Petitionsaus¬
schuß gehören.
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Wenn kein Widerspruch sich erhebe, so nehme er an , daß
der Landtag diese Verkeilung genehmige.

Es erhebt sich kein Widerspruch.
Borsitzender: Es werde jetzt zur Tagesordnung uber¬

gegangen , deren erster Gegenstand sei : Bericht des Aus¬
schusses für den Entwurf eines Civilstaatsdiencr-
gcsetzes.

Ans Vorlesung des Berichts wird verzichtet.
Vorsitzender: Der Antrag1 des Ausschusses sei:

der Landtag wolle von einer speciellen Berathnng der¬
jenigen Artikel des Entwurfs , wegen deren im Folgen¬
den keine besondere Anträge gestellt sind, absehn.

Es begehrt hierüber Niemand das Wort und wird der
Antrag vom Landtage angenommen.

Vorsitzender: Der Antrag der Mehrheit des Aus¬
schusses 8ud 2 gehe dahin:

im Art . 22 Z. 3 vor „Gemeinden " cinzuschalten: „spor-
telzahlcnden,"

wogegen die Minderheit die Ablehnung dieses Antrags der
Mehrheit empfehle, und der ganze Ausschuß im Anträge 3 be¬
antrage :

den Art . 22 mit den etwa beschlossenenAendcrungen
anzunchmen.

Reg . - Com . Mutzenbecher : Er müsse sich gegen den
Antrag der Mehrheit erklären. Dieselbe habe zur Begründung
ihres Antrags angeführt , daß die Ausgaben der Beamten aus
den meist kurzen Reisen nicht erheblich und der hier fragliche
Punkt von so untergeordneter Bedeutung sei , daß kein Grund
vorlicge , von den Beschlüssen des vorigen Landtags abzuweichen.
Hiergegen wolle er bemerken , daß die Reisen der Beamten
manchmal wohl einen ganzen Tag dauern könnten und dann
doch die Auslagen nicht so unerheblich seien, wie die Mehrheit des
Ausschusses annehme. Daher sei denn auch die Sache , wenn nicht von
großer allgemeiner Wichtigkeit , für die betreffenden Beamten
von nicht geringer Bedeutung . Weiter bitte er noch zu beach¬
ten, daß der Antrag der Mehrheit , sollte er angenommen wer¬
den, die Vcrwaltungsbcamten hinter die richterlichen Beamten
zurücksetze, und gebiete somit schon die Rücksicht aus die Erzie¬
lung einer Gleichmäßigkeit , den Art . 22 in der Fassung des
Entwurfs anzunehmen.

Abg . Deeken : Es handle sich hier um eine Principien-
srage und nicht um eine Sache von so untergeordneter Bedeu¬
tung , daß kein Grund vorlicge , von den Beschlüssen des vorigen
Landtags abzugehn. Es sei Regel , daß der Cioilstaatsdiener,
wenn er amtliche Reisen zu machen habe , seine Auslagen er¬
stattet bekomme, und habe man hierfür feite Sätze angenommen,
um in jeden: einzelnen Falle eine vielleicht oft mißliche Liqui¬
dation zu vermeiden . Bei den Aemtern seien diese Sätze nie¬
driger gegriffen als bei den übrigen Behörden , und bekomme der
Verwaltungsbeamte für Reisen im Interesse des Staats keine
Diäten . Letzteres lasse sich dadurch rechtfertigen , daß man
sage , die Entschädigung für derartige Reisen stecke bereits in

dem vom Staate gezahlten Gehalt . Anders liege aber die
Sache bei Reisen der Beamten in Angelegenheiten von Ge¬
meinden oder Genossenschaften. Hier treffe der eben angeführte
Grund nicht zu , und sei es daher im hohen Grade billig'
Diäten zu gewähren . Die Mehrheit des Ausschusses habe auch
nicht behaupten können, daß dies unrichtig sei. Sie habe viel¬
mehr nur gesagt, die Gemeinden , insbesondere die Schnlachtcn,
dürften nicht mit neuen Ausgaben belastet werden . Eine Ueber-
bürdung derselben dadurch, daß man ihnen Diätenzahlung aus-
erlege , werde aber nicht zu befürchten sein , da der Betrag der
Diäten nicht groß sei. Dagegen habe man angeführt , daß
die Transportkosten so hoch berechnet würden , daß der Beamte
hiervon leicht seine sonstige!: Auslagen decken könne. Allein
dies werde seiner Meinung nach sehr selten der Fall sein und
sei es daher nicht zu rechtfertigen , die Beamten wegen jener
andern Auslagen auf Ersparnisse an der Transportvergütung
anzuweisen.

Die Minorität des Ausschusses bitte daher , den Antrag
der Majorität abzulchnen . Sic habe sich auch nicht veranlaßt
gesehen, die Schulachten von der Diätenzahlung auszunehmen
indem für diese die Diäten sich jährlich vielleicht auf nur 1
Thlr . 10 gf. beliefen , und daher eine übermäßige Belastung
daraus nicht erwachsen könne.

Abg . Selkmamr ll. : Die Verkehrtheit des Antrags der
Majorität liege hauptsächlich darin , daß er die beiden Beamten,
mit denen die Acmter regelmäßig besetzt seien, wesentlich ver¬
schieden behandle. Der richterliche Beamte beziehe stets Diäten,
der Verwaltungsbeamte nur ausnahmsweise , während beide nach
den: Gehaltsregulativ gleich gestellt feien. Das bestehende
Civilstaatsdienergesetz enthalte zwar derartige Verschiedenheiten
auch ; allein dabei sei zu bedenken, daß jenes Gesetz erlassen
worden zu einer Zeit , als die Beamten in: Gehalt ganz anders
und zwar viel höher standen . Letzteres habe sich geändert : der
Verwaltungsbeamte beginne mit einem Gehalt von 500Thlr . :
es gebe erste Verwaltungsbeamte mit einen: Gehalt von nur
<>— 700 Thlr . Einen : solchen aber zuzumuthen , von seinem
Gehalte Dienstreisen zu bestreiten , sei in: höchsten Grade un-

! billig . Früher habe man sagen können , in dem hohen Gehalt
sei die Vergütung für Dienstreisen mit enthalten ; jetzt bei den
verschlechterten Besoldungen wäre diese Annahme sehr ungerecht¬
fertigt . Dabei wolle er noch auf einen Punkt aufmerksam
machen, nämlich auf die Unbilligkeit, die sich bei den Actuaren
des Amts herausstelle . Der Gerichtsactuar bekomme regelmäßig
Diäten , der Verwaltnngsactuar keine, während der Gerichts¬
actuar meistens als der ältere in : Gehalt höher stehe, als der
Verwaltnngsactuar . Seines Erachtens müßten daher Bestim¬
mungen getroffen werden , welche die Beamten der Acmter gleich-
stellc. Er beantrage in: Art . 22 Z. 3 zu sagen:

statt : „wenn die Dienstreisen in Angelegenheiten von
Privaten , Gemeinden oder Genossenschaften, oder in
Folge von Commissarien der Gerichte geinacht werden,"

„soweit Privatpersonen , Gemeinden oder Genossen-
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schäften zur Erstattung der baareu Auslagen ver¬
pflichtet finde'

Nur dann werde die gleichmäßige Behandlung beider Be¬
amten erzielt werden. Zwar verliere der richterliche Beamte
etwas, nämlich er bekomme dann keine Diäten, wenn die Diäten
aus der Staatscasse bezahlt werden müßten, indeß fei dieser
Verlust doch unerheblich. Er bitte feinen Antrag anzunchmen.

Der Antrag des Abg. Sclkmann II. ist genügend un¬
terstützt.

Abg. Strackerjan I.: Um zu constatiren, daß bei Ver¬
gütung der Transportkosten die Mitglieder der Aemter durch¬
aus nicht günstiger als andere Beamte gestellt feien, wenigstens
nicht in der Marsch, wolle er nur bemerken, daß er für feine
Person, wenn er Dienstreisen in feinem Amtsbezirk zu machen
habe, bei allen länger als gewöhnlich dauernden Touren mit
der ihm geleisteten Transportvcrgütung nicht ausreiche, sondern
ans eigener Tasche zuschießen müsse.

Abg. Hnllmaim: Er halte dafür, daß die hier fragliche
Sache von sehr geringer Bedeutung sei. Er habe dies von
mehreren Beamten selbst gehört und bedaure, daß dieser Punkt
wieder angeregt worden. Sei es aber mal geschehn, so glaube
er, daß der Landtag bei seinen früheren Ansichten bleiben müsse,
wenn nicht überwiegende Gründe dagegen vorgebracht würden.
Letzteres fei aber nicht geschehn und könne bloß die Rücksicht der
Gleichmacherei den Landtag nicht bewegen, von seinen aus Zweck¬
mäßigkeit gefaßten Beschlüssen abzugchn. Und nur um Zweck¬
mäßigkeit handle cs sich, nicht darum, eine Principienfragezum
Anstrag zu bringen, wie der Abg. Deeken  meine. Es sef
dabei gegen den Antrag der Majorität hervorgchobeu, daß die
Gehalte der Beamten sich gegen früher verschlechtert hätten.
Allein damals habe der AmtSanditor bei geringerem Gehalt
ebenfalls die Dienstreisen ohne Diäten machen müssen, und
treffe daher jener Grund nicht zu.

Unter allen Umständen sei er aber gegen den Antrag
des Abg. S elkmann II., der dahin abziele, die Gemeinden,
welche zur Erstattung der baaren Auslagen verpflichtet seien,
auch zur Zahlung von Diäten anzuhalten. Er wolle dagegen
nur anführcn, wie dann der Untersuchungsrichter Anstand neh¬
men würde, den Amtsrichter mit Vornahme von Untersuchungs-
Handlungen zu committiren, um nicht dein Amtsrichter zuzu-
muthen, die Reisekosten, abgesehn von den Transportkosten, aus
eigenen Mitteln zu bestreiten. Derartige Commissarien aber
seien in: Interesse der Kostenersparniß öfters dringend geboten-

Bei der Abstimmung wird der Antrag des Abg. S elk¬
mann II. abgelehnt, dagegen der Antrag der Majorität des
Ausschusses und der Ausschnßantrag3 vom Landtage ange¬
nommen.

Vorsitzender: Der Antrag4 des Ausschusses gehe dahin:
dem Art. 26, welcher als ß. 1 zu bezeichnen sei, fol¬
genden tz. 2 cmzufügen:

„Ist eine Dienstreise wegen Unfahrbarkeit der Wege
oder wegen Mangels an Fuhrwerk zu Fuß gemacht,

so erhält an Transportkosten jeder Betheiligte ein
Drittel der tarmäszigcnG. 1) Vergütung für Trans¬
portkosten."

Reg.-Commissair Mntzeubecher: Die Staatsregierung
lege zwar keinen erheblichen Werth aus die Ablehnung des vom
Ausschuß beantragten Zusatzes, glaube aber doch, da die ganze
Bestimmung recht kleinlich und der Fall, wo sie zu Raume
kommen werde, sehr selten sei, den Art. 26 in der Fassung
des Entwurfs aufrecht erhalten zu müssen.

Abg. Hullmann : Er sei aus den vom Reg.-Commissair
angegebnen Gründen für die unveränderte Annahme des Art.
26 gewesen. Da cs aber von verschiedenen Seiten übel ver¬
merkt worden, daß ein Beamter, der eine Diensttour zu Fuß
mache, die vollen Transportkosten vergütet erhalte, so bitte er
den Allsschußantrag anzunchmen, indem ein irgend erheblicher
Schaden dadurch den Beamten nicht erwachsen werde.

Abg. Selkmarm II.: Der Satz komme nur bei den
technischen und den obcrn Behörden in Betracht, und bei diesen
werde es sehr selten Vorkommen, daß sie gezwungen seien, eine
Dienstreise zu Fuß zu machen. Dabei sei zu beachten, daß
bei geringen Entfernungen die nach denn beantragten Zusatze
den Beamten gebührende Transportvcrgütung so klein sein
werde, daß der Beamte Anstand nehme, sie zu fordern. Weiter
lasse die Zusatzbestimmungzweifelhaft, was sich der Beamte
berechnen dürfe, wenn er einen Weg theils zu Wagen, theils
aber zu Fuß gemacht habe, ob nämlich für die letztre Strecke
ein Drittel an Transportkosten vergütet werden solle oder nicht.
Endlich sei zweifelhaft, was mit der „tarmäßigen" Vergütung
gemeint sei. Nach dem Art. 26 würden die Transportkosten
nach dem Betrage der wirklicheil Auslagen bis zum Betrage
der Ertraposttaxe vergütet. Es sei aber aus dem Ausschuß-
antragc nicht erkennbar, ob er gerade die Extrapofttare habe
als Maßstab ftatuiren wollen oder nicht. Nach allem Diesen
sei er gegen den Ausschußantrag.

Abg. Hullmanu : Er wolle nur noch hervorheben, daß
der Ausschuß zu seinem Beschluß deshalb gekommen sei, weil
für die Aemter der Fürstenthümer alle Bestimmungen fehlten.
Was den letzten vom Abg. Selkmann  II. angeregten Zweifel
betreffe, so behalte er sich die erforderliche redaktionelle Aende-
rung des Antrags für die zweite Lesung vor.

Abg. Selkmarm II. : Jn Birkenfeld gebe es keine Aemter,
iin Fürstenthum Lübeck nur zwei. In Lübeck seien aber die
Wege so gut, daß sich dort der vom Ausschuß vorgesehene
Fall nicht ereignen werde. Er bitte daher nochmals bei der
geringen Bedeutung des Ausschußantrags, denselben abzulehncn.

Abg. Brockhaus: In Birkenfeld werde man oft in der
Lage sein, zu Fuß gehn zu müssen: er, für seine Person
würde iil solchem Falle aber nie Transportvcrgütung verlangen.

Bei der Abstimmung wird der Antrag4 des Ausschusses
vom Landtage angenommen.

Vorsitzender: Der Antrag5 des Ausschusses sei:
die Annahme des Art. 30.
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Es begehrt Niemand das Wort und wird der Antrag vom
Landtage angenommen.

Vorsitzender: Eine Minderheit des Ausschusses beantrage
unter ./N 6:

den Art . 29 (als A 1) mit folgendem Zusatz anzu¬

nehmen :
„Z . 2 . Den Mitgliedern der Aemter , der Gerichte,
der Staatsanwaltschaften und der höhern Verwal¬
tungsbehörden darf , ausgenommen für literarische
Thätigkeit , diese Erlaubnis nicht ertheilt werden ;"

wogegen die Mehrheit unter 7 beantrage:
Annahme des Art . 29.

Abg . Huchting : Die Minderheit habe geglaubt , im In¬
teresse des öffentlichen Vertrauens und der Integrität der Dienst¬

führung . den bereits vom XIV . Landtage gestellten Antrag
beibehalten zu müssen . Welche Unzuträglichkeiten aus der Be¬
treibung von Nebengeschäften seitens der Civilstaatsdiener ent¬

stehn könnten , das sei bereits im vorigen Landtage genügend
hervorgehoben ; er wolle das nicht wiederholen . Er bemerke

nur noch , daß in dem Fall , wenn ein Beamter ein Paar
Pferde halte oder eine kleinere Landwirthschaft betreibe oder

ein ihm durch Erbschaft zugefallenes Geschäft zeitweilig fort-
führc , gewiß Niemand eine Verletzung des Art . 29 und des

von der Minderheit beantragten Zusatzes finden werde . Zudem

könne ja durch Beurlaubung des Beamten hier vollständig ge¬
sorgt werden.

Reg . - Commissair Mntzenbecher : Es sei allerdings ein
Mißgriff in der Gestattung eines Nebengeschäfts möglich , dieser
Umstand nach Ansicht der Staatsregierung aber kein genügen¬
der Grund , von vorn herein die Beamten von der Betreibung
eines Nebcngcschäfts auszuschließen.

Abg . Decken : Im vorigen Landtage sei die hier frag¬
liche Sache umständlich behandelt . Es lasse sich gewiß nicht
verkennen , daß Un,Zuträglichkeiten leicht entstehn könnten . Dies

sehe die Mehrheit des Ausschusses sehr wohl ein . Die Mehr¬

heit wisse aber zur Verhinderung derselben nicht die richtige
Fassung zu finden und glaube daher , der Staatsregiernng über¬
lassen zu müssen , in jedem einzelnen Falle zu erwägen , ob
mißliche Umstände aus der Erlaubniß zur Betreibung eines
Nebengeschäfts entstehn könnten oder nicht.

Abg . Hullmann : Er habe sich im vorigen Landtage
für die hier abermals ventilirte Frage lebhaft interessirt . Es

sei ihm aber weder damals noch jetzt gelungen , eine allen ge¬
rechten Bedenken Rechnung tragende Fassung zu finden . Die
von der Minderheit proponirte gefalle ihm nicht . Cr sehe
nicht ein , warum ein Beamter , der das Glück habe , ein Land¬
gut zu besitzen , dies nicht auch selbst bewirthschaften solle,
obwohl er sich andrerseits darüber nicht täusche , daß das Be¬
treiben eines Nebengeschäfts von einem Beamten manches Miß¬

liche mit sich bringen könne . Den Beamten in einzelnen Fällen
zu beurlauben , wie der Abg . Huchting meine , helfe nicht,
da auch der beurlaubte Beamte den Bestimmungen des Eivil-

staatsdienergesetzes unterworfen sei. Allerdings aber könne die
Mehrheit nicht umhin , bei dieser Gelegenheit den Wunsch aus¬

zusprechen , daß die Staatsregierung bei Erthcilung der Erlaub¬
niß an Beamte strenger und sparsamer verfahren werde , als

bisher.
Der Abg . Huchting  beantragt namentliche Abstimmung

und wird dies vom Landtage angenommen.
Vorsitzender: Er bringe zuerst den Antrag der Mino¬

rität zut Abstimmung ; er bitte diejenigen Abgeordneten , welche
für den Antrag stimmten , mit Ja , die übrigen mit Nein

bei ihrem Namensaufruf zu antworten.
Es stimmten mit I a die Abgeordneten:

Böhmcker , Bulling , Eilks , Hardt , Huchting,
Janßen , Müller , Oetken , Oldejohanns , Ramien,
Schildt,Schwegmann , Stuckenborg,Tantzen , Abels,
Ahlhorn,

mit Nein:

Arkenau , Bartel , Beckhusen , Brader , Bremer,

Brockhaus , Brörmann , Cammann , Deeken , Eissel,

Höltermann , Huber , Hullmann , Köhler , Lentz,
Lüerßen , Niebour , Oltmanns , Orth , Pancratz,
Rüdebusch , Russell , Schomann , von Schrenck,

Schrimper , Selkmann  II ., Strackerjan I ., Stracker-

jan  II . , Strackerjan  III . , Struthofs , Taphorn,
Willers,

(der Abg . Selkmann  I . abwesend)
und war darnach der Antrag der Minderheit mit 32 gegen
16 Stimmen verworfen.

Der Antrag der Mehrheit wurde dagegen vom Landtage

angenommen.
Vorsitzender: Der Antrag8 des Ausschusses gehe dahin:

im Art . 44 2 statt : „sonstigen dienstlichen Rücksichten"

zu setzen : „sonstigen erheblichen Rücksichten des Dien¬
stes " und mit dieser Aenderung den Art . 44 anzunehmen.

Reg .-Commissair Mntzenbecher : Die Staatsregierung sei
der Ansicht , daß jede dienstliche Rücksicht , welche die Versetzung
wünschenswertst erscheinen lasse , auch zu einer solchen führen
müsse . Die Unabhängigkeit der Richter werde hierdurch um
so weniger gefährdet , weil ja bei ordentlichen Richtern eine

derartige Versetzung wider ihren Willen nur unter zustimmen¬
dem Beschlüsse des höchsten Landesgerichts erfolgen könne , wel¬

ches vorher zu prüfen habe , ob die geforderte dienstliche Rück¬
sicht vorlicge oder nicht.

Abg . Hullmann : Er empfehle den Ausschnßantrag zur
Annahme . Denn daraus , daß in dem jetzigen Entwurf das
Wort „erheblich ", welches sich auch im frühem Civilstaatsdicncr-

gesetz finde , weggclassen sei , könnten leicht Zweifel entstehn.

Abg . Russell : Er lege ebenfalls nach Lage der Sache

großes Gewicht darauf , daß das Wort : „erheblich " beibehalten
werde . Wenn man dasselbe weglasse , so könne die Tendenz

nur dahin gehn , die Versetzbarkeit der Richter zu erleichtern.
Daß jede dienstliche Rücksicht genügenden Grund zur Versetzung
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geben solle , lasse sich nicht billigen . Irgend eine Rücksicht für
die Versetzung sei leicht zu finden und in andern Ländern , wie

z. B . Preußen , Hannover w . sei gerade die Versctzbarkeit zu
Maßregelungen der Richter benutzt worden . Wenn man auch

von dem jetzigen Ministerium so etwas nicht zu befürchten

brauche , so müsse man die Richter doch für die Zukunft schützen,

von der Niemand wisse , was sie bringen werde.

Abg . Selkmann II . : Der Vorredner habe die ganze

Bestimmung nicht in ihrem Zusammenhänge aufgefaßt . Der

Art . 44 stelle als Bedingung für die Versetzung hin : wenn

das höchste Landesgericht die Versetzung aus sonstigen dienstli¬

chen Rücksichten für gerechtfertigt  erachte . Man müsse das

Wort „gerechtfertigt " betonen und sei dann ganz klar , daß nicht

jede Rücksicht , wenn auch noch so kleinlicher Art , zur Versetzung

führen werde , daß vielmehr eine Rücksicht verlangt werde , welche

erheblich genug sei , um die Versetzung zu rechtfertigen . Cr

halte daher den vom Ausschuß beantragten Zusatz für überflüssig.

Abg . Russell : Er könne das Wort „erheblich " nicht für

überflüssig halten ; wenn dasselbe gestrichen werde , so müsse die

Versetzung des Richters nach Ansicht des höchsten Landcsgerichts

leichter gerechtfertigt erscheinen.

Abg . Deeken : Das Staatsgrundgesetz bestimme , daß kein

Richter wider seinen Willen , außer durch gerichtlichen Beschluß,

versetzt werden solle . Wenn nun das frühere Civilitaatsdiener-

gesetz diese Bestimmung dahin präcisire . als nach demselben aus

erheblichen  Gründen des Dienstes eine Versetzung erfolgen

könne , so wolle der gegenwärtige Entwurf durch Streichung

des Worts „erheblich " eine Abschwüchung , der man nicht zu¬
stimmen könne.

Es wurde ein Antrag auf Schluß der Debatte gestellt

lind vom Landtage angenommen.
Bei der sodann erfolgten Abstimmung wurde der Aus¬

schußantrag 8 ebenfalls vom Landtage angenommen.
Vorsitzender : Die Minderheit des Ausschusses beantrage

8iit > st:

im 8 . 1 des Art . 59 statt „90 " zu setzeil : „80 " und

mit dieser Aenderung den Art . 59 anzunchmen,

wogegen die Mehrheit den Antrag stelle sul » tO auf : Annahm^
des Art . 5st des Entwurfs.

Abg . Braver Der vorige Landtag habe 80 Procent

für eilten genügenden Ruhegehalt gehalteu und fei er der An¬

sicht , daß der Landtag dabei bleibe , zumal die hier iu Betracht

kommenden Fälle so selten ieien.

Abg . Ahlhorn : Da der Fall , wo ein Ruhegehalt von

80 Procent gewährt werde , gewiß wenig vorkomme und über¬

haupt die ganze Differenz geringfügig sei , so habe er geglaubt,

die Staatsregierung werde , um dem Landtage entgegen zu

kommen , den höchsten Satz des Ruhegehalts von 90 Proccnt

auf 80 Procent herabsetzen . Dies sei aber leider nicht gescheht!.

Wenn es in einzelnen Füllen aus Gründen der Billigkeit
wünschenswertst erscheinen sollte , dem betr . Beamten ein Ruhe¬

gehalt von 90 Proccnt zu bewilligen , so fei die Staatsregie¬

rung ja immer in der Lage , dieferhalb eine Vorlage an den

Landtag zu machen , und werde der Landtag dann gewiß nicht

anstehn , seine Genehmigung zu ertheilen ; er beantrage , den
Antrag der Minorität anzunehmen und über denselben nament¬

lich abzustimmen.

Der Antrag auf namentliche Abstimmung wird angenommen.

Reg .-Commisfair Mutzenbecher : Wenn die Staatsregie¬

rung in einzelnen Fällen , wo sie ein Ruhegehalt von 900/g

für angemessen erachte , den Weg Anschläge , den der Abg . Ahl¬
horn  angedeutet habe , so könne es leicht Vorkommen , daß ein

Beamter , der ohne grobes Verschulden im Dienste untüchtig
geworden sei , drei Jahre lang in Ungewißheit bliebe , ob der

Landtag das seinen Verhältnissen nach nothwendige Ruhegehalt

bewilligen werde oder nicht , während gerade rasche Hülfe oft
dringend geboten fei ; er empfehle daher die Annahme des Art.
59 in der Fassung des Entwurfs.

Abg . Schumann : Auch er sei gegen den Antrag der
Minderheit . Cs fei klar , daß in unserm Lande Fälle , wo der

Art . 59 zu Raume komme , sehr selten und daher die finanzielle
Tragweite der Differenz nicht erheblich sei. Er würde auf

dieselbe auch kein großes Gewicht legen , wenn die Gehalte in

unferm Staatsdienst höher wären . Dabei sei noch insbesondere

zu berücksichtigen , daß gerade die Klasse von Beamten , der am

leichtesten in Folge oder Veranlassung der Erfüllung ihres

amtlichen Berufs ein Schaden an ihrer Gesundheit erwachsen

könne , nämlich ein Theil der Subalternen , meist sehr niedrig

besoldet und es nicht mehr als billig sei , ihnen einen möglichst
hohen Procentsatz ihrer früheren Besoldung zu belassen.

Gegen den Abg . Ahlhorn  bemerke er noch , daß es für

einen Beamten ein weit beruhigenderes Gefühl fei , wenn sein

cvent . Ruhegehalt gesetzlich normirt worden , als wenn dessen

Betrag erst von der Genehmigung des Landtags abhängig fei.

Abg . Ahlhorn : Er glaube nicht , daß in unfern Nach¬

barländern den Beamten für Unglücksfüllc , wie sie hier in

Frage stünden , 90cho ihrer Besoldung als Ruhegehalt zugefi-

chert werde . Uebrigens gehe die Tendenz der Minderheit we¬

sentlich dahin , die Willkür der Staatsregierung möglichst zu
beschränken.

Abg . Selkmann 11 : Er wolle nochmals hervorheben,

daß es sich hier besonders um niedrig besoldete Beamte handle.

Wenn diese aber in Folge des Dienstes untüchtig würden , so

müsse nmn , feiner Ansicht nach , ihnen eigentlich das ganze Ge¬

halt belassen , da doch wohl anzunehmen fei , daß dieselben nach

ihrer Erkrankung mehr Bedürfnisse hätten und mehr Geld ge¬

brauchten als zuvor.
Mit dem Vorschläge des Abg . Ahlhorn  könne er sich

auch nicht einverstanden erklären . Ein Beamter , der wisse,

daß in gesetzlicher Weise fein Anspruch auf Ruhegehalt gere¬

gelt fei , werde gemeinhin bei Gefahren für feine Gesundheit

muthiger und ruhiger seinen Dienst erfüllen , als wenn er sich

sagen »nisse , daß bei einem ihm im Dienst etwa zustoßenden

Unglück sein Ruhegehalt von der Gnade des Landtags abhänge.
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Abg . Schomann : Er glaube , daß in solchen Fällen
der Betrag des Ruhegehalts in das einsichtsvolle Ermessen der
Staatsregierung zu stellen sei , und es daher hinreiche , einen
Maximalsatz feslzusetzen . Als solchen 90 Procent anzunchmen,
könne er nur für billig halten.

Wenn der Abg . Ahlhorn  sage , die Minorität wolle
der Willkür der Staatsrcgiernng entgegen treten , indem sie 80
Procent als höchsten Satz ftatuire , so sehe er nicht ein , wie
dadurch der Willkür mehr gesteuert werde . Uebrigens müsse
man doch dafür halten , daß die Staatsregierung nicht willkür¬
lich, sondern , nach reiflicher Erwägung und unter Berücksichti¬
gung aller Verhältnisse die Höhe des Ruhegehalts bestimme.
Rehme man von vorn herein Willkür an . so müsse man den

ganzen Artikel ablehncn.
Abg . Huümann Er habe gehofft , daß die Staatsrc-

gierung auf die Wünsche des vorigen Landtags eingehe und
80 Procent als höchsten Satz festsetzcn möge . Da dies aber
nicht geschehen sei, so müsse er sich gegen den Minderheitsan¬
trag erklären . Die finanzielle Tagweite sei nicht erheblich , die
hier in Betracht kommendeil Fälle seien selten . Gründe der
Billigkeit sprächen für die Vorlage , wie sie die Regierung ge¬
macht , und stehe er daher nicht an , deren Annahme zu em¬
pfehlen.

Vorsitzender! Er bringe den Antrag der Minderheit
zur namentlichen Abstimmung und bitte diejenigen Abgeordne¬
ten , welche diesem Anträge zustimmten , bei ihrem Namensauf¬
ruf mit Ja , die übrigen mit Nein  zu antworten.

Es stimmten mit Ja:

Cilks , Hardt , Höltermann , Hu chting , Janßcn,
Lüerßen , Müller , Oetken , Oldejohanns , Ohrt,
Ramien , Schildt , Schrimper , Schwegmann , Strut¬
hofs , Stnckenborg , Lantzen , Taphorn , Abels,
Ahlhorn , Arkenan , Böhmcker . Bradcr , Bremer,
Br oerman n.

Mit Nein:

Bartel , Beckhusen,Brockhaus , Bnlling , Cam-
mann , Decken , Eissel , Huber , Hullmann , Köhler,
Lentz , Niebour , Oltmanns , Pancratz , Rüdcbusch,
Rüssel , Schomann , von Schrenck , Selkmann  II .,
Strackerjan I ., Strackerjan  II . , Strackerjan  III . ,
Millers.

Hiernach war also der Antrag der Minderheit , Antrag 9,
mit 25 gegen 23 Stimmen angenommen.

Vorsitzender: Der Antrag des Ausschusses 11 sei:
Annahme des Art . 63.

Es begehrt Niemand das Wort lind wird der Antrag an¬
genommen.

Vorsitzender: Der Antrag 12 des Ausschusses sei:
die sümmtlichen übrigen Artikel des Entwurfs zusam¬
men anzunchmen.

Es wünscht Niemand das Wort und wird der Antrag
angenommen.

Vorsitzender: Damit sei die erste Lesung des Gesetzent¬
wurfs beendet . Als zweiter Gegenstand stehe auf der Tages¬
ordnung : Ausschnßbericht , bctr . einen mit der freien
Hansestadt Bremen abgeschlossenen Vertrag , den
gemeinsamen Telegraphen betreffend.

Auf Verlesung des Berichts wurde verzichtet.

Vorsitzender: Der Ausschußantrag gehe dahin:
der Landtag wolle dem Vertrage seine Zustimmung
ertheilcn.

Es begehrte Niemand das Wort und wurde der Antrag
vom Landtage angenommen.

Vorsitzender: Der dritte Gegenstand der Tagesordnung
sei : Ansschußbericht , betr . den Verkauf  od .er
Umtausch iiolirt gelegener oder in das Kultur¬
land vorspri ngcnder Staatswaldparcelcu im
Fürstent hum Birkenseld.

Auf Verlesung des Berichts wurde verzichtet.

Vorsitzender: Der Antrag1 des Ausschusses sei:
der Landtag wolle der Staatsregierung die beantragte
Ermächtigung ertheilcn:

der Antrag 2:

der Landtag wolle die Staatsregicrnng ersuchen , dafür
Sorge zu tragen , daß ihre Bereitwilligkeit zur Ver¬
äußerung der iil der Anlage enthaltenen Staatswald-
parcelen in angemessener Weise zur Kenntniß der Be¬
wohner deS Fürstenthums gebracht werde.

Es begehrte über diese Anträge Niemand das Wort und
wurden dieselben vom Landtage angenommen.

Vorsitzender: Der vierte Gegenstand der Tagesord¬
nung sei : Zweite Lesung desEntwurfs eineSGcsetzes
für das Fürstenthnm Lübeck , betr . die Verpflich¬
tung zum Tragen der Kosten medicinalpolizei-
licher Maßregeln gegen die Verbreitung  anstecken¬
der Krankheiten.

Auf Verlesung des Berichts wurde verzichtet.

Vorsitzender: Zur zweiten Lesung sei sowohl von deni
Reg .-Commissair . wie von der Majorität des Ausschusses der
Antrag gestellt:

der Landtag wolle dem Art . 8 . des Entwurfs der Re¬
gierung seine Zustimmung geben,

wogegen die Minorität beantrage:

den Art . 8 in der Fassung anzunehmen , wie er aus
der ersten Lesung hervorgegangen.

Abg . Hardt : Er beantrage namentliche Abstimmung.
Der Antrag wird angenommen.

Vorsitzender: Er ersuche die Abgeordneten, welche für
den Antrag der Majorität des Ausschusses stimmten , mit Ja,
die übrigen mit Nein  zu antworten.
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Es stimmten mit  Ja:
Decken,Eissel,Hültermann , Huber , Hullmann,

Köhler , Lentz, Oltmanns , Pancratz , Russell , Scho-
mann , von Schrenck, Schrimper,Schwegmann,Selk-
mann II., Strackerjan I., Strackerjan II. , Stracker-
jan III., Stuckenborg , Taphorn , Millers , Arkenan,
Bartel , Böhmckcr, Braver , Bremer , Brockhans,
Broerman n.

Mit Nein:
Abels , Ahlhorn , Beckhusen, Bnlling , Cam-

mann, Eilks , Hardt , Huchting , Janszen , Müller,
Oetken, Oldejohanns , Orth , Ramien , Rüdebusch,
Schildt , Struthoss , Tantzen.

Die Abgeordneten  Niebour , Lürsten und SelkmannI.
abwesend.

Hiernach war also der Antrag der Majorität mit 28 ge-
gen 17 Stimmen angenommen.

Im klebrigen wurde der Gesetzentwurf, wie aus erster
Lesung hervorgegangen, angenommen.

Vorsitzender : Der fünfte Gegenstand der Tagesord-
nung sei:  Zweite Lesung des Entwurfs eines Ge¬
setzes für das Fürstenthum Birkenfeld , betr. die
Bestrafung des Mistbrauchs des Viehsalzes und
des gegen ermätzigte Preise zu gewerblichen Zwe¬
cken abgegebenen Salzes.

Anträge zur zweiten Lesung seien nicht eingegangen und
bringe er den Ausschuszantrag:

der Landtag wolle den Gesetzentwurf unverändert, wie
er aus der ersten Lesung hervorgegangen, annehmen,

zur Abstimmung.
Der Antrag wird angenommen.
Vorsitzender : Als sechster Gegenstand stehe auf der

Tagesordnung:  Zweite Lesung des Entwurfs eines
Gesetzes für daS Herzogthum Oldenburg , betr.
Abänderung des Art . 8. ß. 2. des Gesetzes vom 15.
August 1861 , Einführung ein er allgemeinen Stier-
köhrung im Herzogthum Oldenburg betreffend.

Der Ansschußantrag sei:
der Landtag wolle den Gesetzentwurf unverändert, wie
er ans der ersten Lesung hervorgegangen, annchmeni

andere Anträge seien nicht eingckommen.
Der Ausschustantrag wird vom Landtag angenommen.
Vorsitzender : Der siebente Gegenstand der Tagesord¬

nung sei:  Interpellation des Abg. von Schrenck.
Abg. von Schrenck: Bis zum Jahre 1854 habe zwi¬

schen deir Besitzern der Sagterländischen Moore und dem Staate,
hinsichtlich der letzteren, ein Zwiespalt der Ansichten geherrscht.
Der Staat habe behauptet, die Mööre seien Mark und die
Tertia an denselben beansprucht, während die Besitzer sic als
ihr Pnvatcigenthum angesehen hätten. Im Jahre 1854 sei

zwischen dem Staate und den Besitzern ein Vergleich geschlos¬
sen, wonach die letzteren einen Streifen Moor zur Kolonisation
am Hnntc-Ems-Canal an den Staat abtraten, dieser dagegen
seine Ansprüche auf die Tertia aufgegeben und soweit ihn an¬
gehend, im klebrigen das freie Eigenthnm der Besitzer aner¬
kannt habe. Bei diesem Vergleiche sei dann noch weiter aus¬
gemacht, daß bei einer demnächstigen Ausgebung der im frag¬
lichen Districte belegenen Colonate zunächst die Bewohner des
Sagterlandes und darnach die Eingesessenen des Amts Fries¬
oythe bevorzugt werden sollten. Aus der Budgetvorlage sei
nun ersichtlich, daß die Staatsregierung beabsichtige, 36 Colo-
natc am Hunle-Ems-Canal zu verkaufen und habe er daher
bei dem erheblichen Interesse, welches die Sagterländcr daran
zu nehmeir hätten, an dieselbe die Anfrage gerichtet, ans welche
Weise die Staatsregierung bei dieser Veräußerung das Vorzugs¬
recht der Obgenannten zu berücksichtigen gedenke.

Reg.- Commissair Mutzenbecher: Er sei in der Lage,
die Interpellation sofort beantworten zu können.

Bei der Ermittelung des für den Hnnte-Ems-Canal lind
für die Colonate an demselben erforderlichen Grund und Bodens
sei bestimmt: „bei Vergebung von Colonaten sollen von den
Ansuchenden die Angehörigen des Kirchspiels, in welchem die
Colonate belegen find, danach die Angehörigen des Amtsdistricts
Friesoythe den nächsten Vorzug haben, sofern sie den für Ein¬
weisung eines Colonats gestellten Anforderungen genügen und
die allgemein verlangte Qualification zu einem Anbauer eines
Colonats besitzen. Die Auswahl der nach Obigem Gleichgestell¬
ten ist den Staatsbehörden überlassen." Die Staatsregierung
habe nun beschlossen, um einen Ersatz für die bedeutenden
Kosten, welche auf den Hnnte-Ems-Canal verwandt seien, zu
erhalten, mit dem Verkaufe von Colonaten vorzngehn, und
erachte sie sich dazu berechtigt, da nicht bestimmt sei, in welcher
Weise und bis zu welchem Maaßc der oben angegebne Vorzug
eintreten soll, und eben so wenig dabei ausgesprochen sei, wie
die Vergebung selbst geschehen solle oder vorausgesetzt werde.
Der Verkauf der Colonate schließe eine Berücksichtigung der
erthcilten Zusicherung nicht aus, doch müsse die Staatsregierung
eine Mittheilung darüber, wie das geschehen solle, ablehnen,
da eine solche Mittheilung mit Rücksicht auf den in Aussicht
genommenen Verkauf der Colonate für bedenklich erachtet wer¬
den müsse.

Vorsitzender : Der Gegenstand der Interpellation sei
damit erledigt und schreite der Landtag nunmehr, in der Tages¬
ordnung fortfahrend: zur Wahl des Eisenbah  naus-
schusses.

Es wurden gewählt:
Tantzen, Cammann , Schrimpcr , Rüdebusch  mit

je 43 Stimmen, Huchting  mit 42 Stimmen, Brader und
Strackerjan  1. mit 39 Stimmen, Russell mit 37 und
Taphorn  mit 23 Stimmen.
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Vorsitzender: Der neunte Gegenstand der Tagesord¬
nung sei : Wahl eines Schriftführers.

Es wurde gewählt der Abg . Böhm cker  mit 32 Stimmen.

Vorsitzender: Zuletzt stehe noch auf der Tagesordnung:
Wahl eines Mitgliedes des Staatsgutsausfchuffes.

Gewählt wurde der Abg . Ramien  mit 39 Stimmen.

Vorsitzender: Die nächste Sitzung solle angesagt und
die Tagesordnung mitgetheilt werden.

Womit geschlossen.

Der Berichterstatter:

RoggemLUN.
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